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1978 - Panzos, Spanische Botschaft, San Francisco, Dos Erres,
Xaman ...

2001 - Politische Morde, Menschenrechtsverletzungen, Straf-
fr eiheit ...

Veranstaltungen zum Geden-
ken an das Massaker in der

spanischen Botschaft
(31.1.2001) Unter Rufen "Gerechtigkeit und Verur-

teilung der Massaker" demonstrierten in der Hauptstadt
gute 200 MenschenrechtsaktivistInnen mit der Friedens-
nobelpreisträgerin Rigoberta Menchú an der Spitze mit
einem Marsch vom "Plaza de Espa?a" zum ehemaligen
Sitz der spanischen Botschaft in der Zona 9 zum Geden-
ken an das vor genau 21 Jahren von der Nationalpolizei
verübte Massaker an 39 Menschen.

In den Flammen der Brandbomben starb damals eine
Gruppe gegen die Unterdrückung im Quiché protestieren-
der Campesin@s, solidarische ArbeiterInnen und Studen-
tInnen, ein Ex-Regierungsfunktionär und spanische Bot-
schaftsangehörige. Rigoberta Menchú von der gleichna-
migen Stiftung und ihre Mitstreiterin Rosalina Tuyuc von
der Nationalen Witwenkoordination (CONAVIGUA) ent-
hüllten am Ort des Geschehens ein Denkmal und über-
reichten danach an den derzeitigen Botschafter Spaniens,
Víctor Fagilde, eine Petition.

Rigoberta Menchú, deren Vater Vicente Menchú bei
diesem Massaker auch ermordet wurde, teilte mit, dass
der Botschafter in dem Schreiben gebeten wird, sich für
eine Untersuchung des Massakers einzusetzen. Auch das
Komitee für BäuerInneneinheit (CUC) forderte den Ober-
sten Gerichtshof auf, endlich die Gesuche zu bearbeiten,
die die Genozidopfer eingereicht haben zur Anklage ver-
schiedener Militärs wegen deren Verbrechen gegen die
Menschlichkeit während des Krieges.

Rafael González, Koordinator vom CUC, sagte, dass
das Verbrechen in der spanischen Botschaft immer noch
ungesühnt sei trotz der vielen juristischen Eingaben, und
betonte, dass die Ermordeten ihr Leben gegeben hätten
für ein gerechtes Anliegen.

Die Verantwortlichen des Massakers, nicht nur die
Täter, sondern auch die intellektuellen Drahtzieher, müs-
sten verurteilt und bestraft und die Angehörigen der Opfer
entschädigt werden.

 Nur so könne Gerechtigkeit geschaffen und die Emp-
fehlungen der offiziellen Kommission zur historischen
Aufklärung der Kriegsgräuel (CEH) umgesetzt werden.

Internationale Gemeinschaft
unterstützt weiterhin den

Friedensprozess
Beim traditionellen Neujahrsempfang am 19.1. beim
Präsidenten der Republik wiederholte die Internatio-
nale Gemeinschaft ihre Bereitschaft, dem Friedenspro-
zess weiterhin den Rücken zu stärken und die Regie-
rung bei dessen Konsolidierung zu unterstützen.

Monseñor Ramiro Moliner, als Ältester und Redner i.A.
des Diplomatischen Corps, betonte, dass die Friedens-
verträge und deren neues Zeitprogramm umgesetzt
werden müssten. Er hob dabei hervor, dass die Bekämp-
fung der Armut eine der größten Herausforderungen
sei.

Bezugnehmend auf die mit Besorgnis beobachteten
Spannungen zwischen Guatemala und Belice aufgrund
der streitigen Grenzziehung, formulierte er: "Wohl wis-
send um die friedfertige Haltung von Guatemala, hof-
fen wir, dass sich dieses Problem mittels eines weisen
und geduldigen Dialogs erübrigt."

Kriegsgefahr mit Belice
gebannt

(25.01.20001) Said Musa, Regierungschef von Belice,
gab im Rahmen einer Pressekonferenz zusammen mit
dem Oppositionsführer Dean Barrow zu, wobei er sich
auf den militärischen Geheimdienst der ehemaligen bri-
tischen Kolonie stützte, dass Belice zu Beginn des
Monats am Rande eines Krieges mit Guatemala ge-
standen hätte. Nach der Drohung vom 3. Januar, Beli-
ce wolle 221 guatemaltekische Campesin@s von sei-
nem Territorium vertreiben, hätten sich dermaßen die
Spannungen verschärft, dass er von diesem Plan Ab-
stand genommen hätte. Musa zeigte sich zufrieden mit
der Vertrags-unterzeichnung vom 18. des Monats in
Miami, vertrauensbildende Maßnahmen zwischen bei-
den Ländern auf den Weg zu bringen.



Seite 2 ¡Fijáte! No. 228

URNG verspricht, ANN zu stärken
(23.1.2001) Angesichts öffentlich

kursierender Informationen bezüglich
des Zusammenhalts der Partei "Allianz
Neue Nation" (ANN) und der internen
Zustände ihrer Einzelparteien und poli-
tischen Gruppierungen bekräftigte die
URNG in einer Verlautbarung ihres Exe-
kutivkomitees ihren überzeugten
Willen,weiterhin zum Aufbau, zur Stär-
kung und Erweiterung der ANN beizu-
tragen.

Ebenso werde sie ihrer Verpflich-
tung weiterhin nachkommen, die Inhal-
te des Regierungsprogramms der ANN
für Frieden, Entwicklung und Demokra-
tie zu perfektionieren und zu vertiefen,

Gründung einer
Sozialdemokrati-

schen Konvergenz-
Partei

Am 24.1. stellte sich das Grün-
dungskomitee einer neuen Partei vor:
Convergencia Social Demócrata (CSD).

Diese ist ein Sammelbecken von
Sozialchristlichen, Sozial- und Freien
DemokratInnen. Die RednerInnen der
neuen politischen Option bezogen sich
in ihren Referaten auf die Epoche des
"Demokratischen Frühlings von 1944
bis 1954" und schmückten ihre Beiträ-
ge mit Zitaten von Juan José Arévalo
und Otto René Castillo.

Enrique de Leon Asturias, Gene-
ralsekretär des Komitees, drückte den
Entstehungsgrund für die CSD so aus:
"In unseren Augen ist Guatemala ganz
und gar fragmentiert und die politischen
Parteien vertreten nicht die Interessen
der Bevölkerung." Es sei notwendig, die
Zivilgesellschaft zu stärken, damit sie
in der Lage sei, die politische Gewalt
zu kontrollieren. Héctor Loaiza, ein
weiterer Komiteesekretär, fügte hinzu,
die CSD verstünde sich als pluralistisch
demokratische Partei.

An dieser Veranstaltung nahmen
ca. 150 Personen teil, AkademikerInnen,
DiplomatInnen und ExRegierungsver-
treterInnen.

Dabei stachen besonders die Bot-
schafter von Argentinien und Spanien
hervor, wie auch VertreterInnen deut-
scher und nordamerikanischer Institu-
tionen; auch die ehemaligen Präsident-
schaftskandidatInnen Catalina Sobera-
nis und José Á.Lee und der ANN-Ab-
geordnete Alfonso Bauer fehlten nicht.

 Gewalt in der Familie

Die Frauenrechtsstelle bei der
Staatsanwaltschaft (MP) der Provinz
Guatemala registrierte im Jahr 2000
7.760 Fälle innerfamiliärer Gewalt,
mehr als 5.000 davon gegen Frauen und
Kinder gerichtet.

1999 waren es nur 3.315 Fälle, er-
klärte Giovanna Lemus von der Frau-
engruppe GGM.

Vor über einem Jahr wurde die er-
ste Kampagne gegen Gewalt in der Fa-

ebenso die parlamentarischen Aktivitä-
ten zu unterstützen und für eine bessere
Regierungsbeteiligung auf kommunaler
Ebene mit zu sorgen.

Die URNG bekräftigte mit Nach-
druck, "das Projekt der Neuen Nation,
welches die Parteien und politischen
Strömungen, die die ANN bilden, auf
den Weg gebracht haben, hat weiterhin
Bestand und Perspektive trotz der
Schwierigkeiten und Defizite, die wir
gehabt haben. Wir bestätigen unseren
Willen, alles Notwendige zur Konsoli-
dierung dieses Projekts beizutragen".

Die URNG erinnerte daran, dass
sie die Entscheidung vom vergangenen

Oktober von Alvaro Colom - ehemali-
ger Präsidentschaftskandidat der ANN
- sich von der Allianz zu trennen, re-
spektierte, und ergänzte, dass sie die
Arbeit von Colom mit anderen politi-
schen Strömungen als wichtig betrach-
te, bis hin zu der Möglichkeit, dass sich
diese in der Bildung einer neuen Partei
artikulierten. Das würde die verschie-
denen bestehenden und die in Gründung
sich befindenden politisch demokrati-
schen Kräfte in ihrem Bemühen stärken,
eine wirkliche, partizipative und multi-
kulturelle Demokratie aufzubauen.

Gesetz zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen

Die Kinderhilfsorganisation Casa
Alianza und die Stiftung Menchú reich-
ten eine Verfassungsklage gegen den
Kongress ein, weil dieser im Zusam-
menhang mit dem Kinder- und Jugend-
schutzgesetz seine Macht missbraucht,
die Einführung desselben im März 2000
ausgesetzt, womit er die einschlägige
UNO-Konvention umgangen habe.

Die beiden Organisationen erklär-
ten, daß Ex-Präsident Arzú eine Geset-
zesvorlage gemacht hatte, die 1996 vom
Kongress angenommen wurde, nach-
dem fast acht Jahre lang versucht wor-
den war, darüber zu einem Konsens zu
gelangen. Trotzdem wurde das Gesetz
für ein Jahr wieder aufgehoben, mit dem
Argument der noch ausstehenden Ver-
änderungen im neuen Jugendrecht.

Dann kamen die Wahlen und das
dadurch politisierte Gesetz blieb weiter-

hin außer Kraft. Unter der Regierung
von Portillo wurde es dann endgültig
gekippt.

Das Verfassungsgericht nahm die
Klage entgegen und muss nun entschei-
den, ob der Kongress das Inkrafttreten
oder die Aufhebung des Gesetzes be-
stimmen soll.

Formal gesehen kann Guatemala
das Gesetz nicht aufheben, weil es sich
mit der UNO-Konvention verpflichtet
hat, die eigene Gesetzgebung zu über-
arbeiten, so die Erklärung der beiden
Kläger.

"Mit dieser Maßnahme versuchen
wir, den Kongress zu zwingen, die Ver-
antwortung für das Wohlergehen von
mehr als der Hälfte der Bevölkerung
Guatemalas, nämlich der Kinder und
Jugendlichen, zu übernehmen", erklär-
te Arturo Echeverría von Casa Alianza.

milie gestartet. MP koordinierte sie, aber
die Möglichkeiten, den Frauen Fürsor-
ge und Hilfe zukommen zu lassen, sei-
en beschränkt, ergänzte Lemus.

Eine Schwäche sei die fehlende
institutionenübergreifende Kooperation,
um darüber aufzuklären und das Gesetz
anzuwenden, das dieser Geißel vorbeu-
ge, sie unter Strafe stelle und ausmerze.
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Bitter e Jahresbilanz zur Menschenrechtssituation
Amtsmissbrauch und Verstöße ge-

gen das Recht auf Sicherheit durch die
Polizeikräfte, die Ineffizienz der Regie-
rung bei der Abmilderung oder Verhin-
derung der ansteigenden Gewalt und
Verbrechensrate sowie der Fälle von ge-
waltsamem Verschwinden und Lynch-
justiz, all das führt dazu, dass im Jahr
2000 das am häufigsten verletzte Recht
das auf die individuelle Sicherheit war.
So beschreibt der Menschenrechtspro-
kurator Julio Arango die Lage in Gua-
temala in seinem Jahresbericht zur Lage
der Grundrechte, den er Ende Januar
dem Parlament vorstellte.

Das Dokument betont, dass von
den 18.323 eingegangenen Beschwer-
den 51 % Klagen über Verstöße gegen
die Rechte des Individuums waren, die
in erster Linie von Beamten der 1997
mit Friedensschluss "neu" gegründeten
zivilen Nationalpolizei PNC begangen
wurden.

Im Verlauf des vergangenen Jah-
res registrierte der Menschenrechtspro-
kurator darüber hinaus zehn Fälle von
gewaltsamem Verschwinden, von denen
er bei mehreren politische Hintergrün-
de vermutet.

Auch die Überfälle und Diebstäh-
le, die gegen mehrere Sitze von Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft oder
von Parteien verübt wurden, führt er auf
den Versuch politischer Repres-sion
zurück.

Besorgniserregend sei dabei, dass
die Prozentzahl der Beschwerden in die-
sem Bereich gegenüber dem Vorjahr um
vier Prozent gestiegen sei, so Arango.

In dem Bericht heisst es weiter, der
permanente Missbrauch gegen das Be-
dürfnis nach Sicherheit, gegen das Le-
ben und die Integrität der Personen zei-
ge, dass noch immer nicht die politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Voraussetzungen für die
Entwicklung einer Strategie für eine
gesicherte Demokratie geschaffen sei-
en.

Zuletzt mahnt der Bericht Rechts-
verstöße in 36 Gerichtsverfahren und
den Verstoß gegen die Grundrechte von
Gefängnisinsassen an.

Der Menschenrechtsprokurator
hatte am 19. Januar, nur wenige Tage
vor Bekanntgabe seines Berichtes, selbst
öffentlich gemacht, dass er so wie seine
Frau und Kinder seit mehreren Mona-
ten von Angehörigen der zivilen Natio-
nalpolizei PNC telefonisch bedroht wer-
de.

Als Grund vermutet er seine Re-
solutionen gegen Amtsmissbrauch und
Fälle von illegalen Festnahmen durch
die PNC.

Beispielhaft für die Willkür der
Polizei steht der Mord am ehemaligen
ORPA-Guerilla-Kämpfer Jacobo Cruz
García Miranda in der Nähe des Wei-

lers Alameda der Finca Nahuatancillo
beim Ort El Tumbador in der Provinz
San Marcos mit Schüssen und Mache-
tenhieben am 17. Januar.

Nach Angaben von Polizeikom-
missar Hector García Mu?oz wurde der
34jährige Student von den Großgrund-
besitzern und Händlern der Region als
Anführer einer Räuberbande beschul-
digt.

 Die Polizei habe Jacobo Cruz in
dem Moment überfallen, als dieser we-
gen der ilegalen Überwachung eine Be-
schwerde gegen die Sicherheitskräfte
anzeigen wollte. Auch andere Dorfbe-
wohnerInnen machen nach Angaben des
örtlichen Vertreters des Menschen-
rechtsprokurats die Polizei für die Ur-
heberschaft des Verbrechens verant-
wortlich.

Auf ihre regierungskritische Be-
richterstattung führen JournalistInnen
eines regionalen Nachrichtensenders im
Department Zacapa die Tatsache zurück,
dass sie seit mehreren Monaten Todes-
drohungen erhalten.

Im Kontext zunehmender politi-
scher Repression könnte ein Überfall auf
die Partei DIA, Bündnispartei der ANN
bei den vergangenen Wahlen, gesehen
werden. Bei einem Einbruch in ihrem
Parteisitz in der Hauptstadt wurde
hauptsächlich die Büroausstattung ent-
wendet.

Lebendige Vergangenheit

Am 22.1.01 erklärte Petrona Me-
letz von der Witwenorganisation CO-
NAVIGUA, dass ehemalige Mitglieder
der theoretisch längst aufgelösten soge-
nannten "Zivilpatrouillen" (PAC) immer
noch Waffen besäßen und häufig für
Verbrechen benutzen würden. So habe
eine aufgebrachte Menge von 2000
Menschen, die in der Gemeinde San
Pedro Carchá, Alta Verapaz, den ver-
mutlichen Anführer einer Verbrecher-
bande festsetzte, bei diesem neun Ge-
wehre aus PAC- Beständen gefunden.

Die Leute hätten es vorgezogen,
die Waffen nicht dem örtlichen Militär-
hauptmann zu übergeben, sondern sie
zu verbrennen.

Auch Carmen Aída Ibarra von der
Stiftung Myrna Mack kritisierte, dass
sich das Militär nicht an die Abmachung
der Friedensabkommen gehalten und
die Waffen nicht eingezogen habe. Laut

Meletz untermauert diese Situation den
Terror und das Klima der Unsicherheit
auf dem Land, während sich die ehe-
maligen PAC-Mitglieder gleichzeitig
durch die jetzige Regierung geschützt
fühlen können.

Im Ort San Martín Jilotepeque,
Department Chimaltenango, fanden un-
terdessen Archäologen bei der Ausgra-
bung geheimer Friedhöfe heraus, dass
einige davon geschändet wurden und
Leichenteile von 21 Menschen in ande-
re Gräber verschleppt wurden.

Die Stiftung für gerichtsmedizini-
sche Archäologie FAFG erklärte, dass
so Spuren verwischt werden sollten. Die
Nachrichtenagentur AP meldet nach
Zeugenaussagen, der dortige Militär-
stützpunkt, 1986 aufgegeben, sei drei
Jahre später "gesäubert" worden.
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Bischofskonferenz kritisiert Untätigkeit
der Politiker

Im Schlussdokument der Jah-
resversammlung der Bischofskonfe-
renz, die vom 22.-27. Januar statt-
fand, kritisieren die Bischöfe einmal
mehr die stark anwachsende Armut
in Guatemala. Jeder Versuch einer
Besserung der Lage werde durch die
Korruption und das schwache Justiz-
wesen zunichte gemacht. Ihr Unver-
ständnis äußert die Konferenz über
die Kürzungen im Staatshaushalt
ausgerechnet in den Bereichen Bil-
dung und Gesundheit, sowie bei den
Posten für das Verfassungsgericht
und andere wichtige Institutionen für
die Bevölkerung Guatemalas.

Bestürzt zeigt sie sich über Plä-
ne zur Anhebung der Mehrwertsteu-
er, die die Armen besonders schwer
trif ft.

Bezüglich des Kinder- und Ju-
gendschutzgesetzes erinnern die Bi-
schöfe das Parlament, dass immer
noch ein fertiger Entwurf als Ergeb-
nis eines breiten gesellschaftlichen
Konsenses in der Schublade ruht.

Müttersterblichkeit
(26.01.) Die fehlende Entschei-

dungsfreiheit der Frau über ihre Fort-
pflanzung, die fehlende Bildung und
Sexualaufklärung, sowie geringe Zu-
gangsmöglichkeiten zu Gesundheits-
maßnahmen sind Folgen der Un-
gleichbehandlung der Frauen, be-
richtete Rosalina Tuyuc von der Wit-
wenorganisation CONAVIGUA.

Fehlende ökonomische, soziale
und kulturelle Initiativen der Politik
zur Förderung der integralen Ent-
wicklung der Frau seien Schuld dar-
an, dass die Müttersterblichkeitsra-
te in den ländlichen Gebieten immer
mehr zunehme.

Die meisten Frauen auf dem
Land hätten durchschnittlich zehn
Kinder mit einem Altersunterschied
von 9 bis maximal 18 Monaten; die
Programme zur Familienplanung
würden aus religiösen Gründen und
aus Angst vor Sanktionen seitens der
Männer nicht angenommen.

Tuyuc ergänzte, es sei nichts
Aussergewöhnliches, ein 14jähriges
Mädchen im 7. Monat schwanger zu
sehen, und schrieb das den fehlen-
den Aufklärungsprogrammen und
dem ungenügenden Gesundheitssy-
stem zu.

Dieser schaffe Klarheit und solide
Grundlagen, die mit den in der Gen-
fer Konvention zu diesem Thema be-
schlossenen Grundsätzen überein-
stimmen, welche sowohl die Regie-
rung als auch das Parlament aner-
kannt hat.

Die Abgeordneten werden auf-
gefordert, den Forderungen ihrer
WählerInnen nachzukommen, den
Entwurf zu prüfen und das Gesetz
zu verabschieden.

Zuletzt äußert die Konferenz,
auf der die Bischöfe den Diözesen
einen "von den objektiv herrschen-
den Verhältnissen in Guatemala aus-
gehenden" globalen Plan zur pasto-
ralen Arbeit in den kommenden
sechs Jahren vorstellten, Zufrieden-
heit über die Nachricht vom Pro-
zessbeginn des Mordes an Bischof
Gerardi und fordert alle Beteiligten
auf, sich der uneingeschränkten Su-
che nach der Wahrheit zu verpflich-
ten.

Mädchenhandel
(25.01.) Zwölf Mädchen im Al-

ter von 13 bis 17 Jahren wurden von
Casa Alianza aus Bordellen in Me-
xico befreit. Die Rechtsabteilung
dieser Organisation hatte Ende letz-
ten Jahres eine Untersuchung ange-
fertigt über den Mädchenhandel von
Guatemala nach Mexico, wohin die
Mädchen zu einem Preis von 100$
bis 200$ verkauft werden, um dort
sexuelll ausgebeutet zu werden. Ob-
wohl die Informationen mit den
Adressen einiger Bordelle und kon-
kreten Hinweisen auf zwei Mäd-
chenhändler sowohl der mexikani-
schen als auch der guatemalteki-
schen Generalstaatsanwaltschaft zu-
gänglich gemacht wurden, seien von
den Behörden noch keine Untersu-
chungen eingeleitet worden.

Bruce Harris, der Direktor von
Casa Alianza, erklärte, dass der Han-
del mit Kindern zur sexuellen Aus-
beutung sich zu einem großen Pro-
blem innerhalb der armen Bevölke-
rungsschichten auswachse und die
Regierungen nicht mit der nötigen
Schnelligkeit reagierten.

Laut der im Jahr 2000 veröffent-
lichten Untersuchung zur Situation
von Müttern und deren Kindern
könnte der Tod vieler Frauen verhin-
dert werden: Die statistischen Daten
zeigen, dass 40% der Frauen an Blu-
tungen während und nach der Ge-
burt sterben, 21% durch Komplika-
tionen bei einer Abtreibung und 39%
an Infektionen.

In diesem Zusammenhang er-
wähnte Thelma Duarte von APRO-
FAM, dass sie im vergangenen Jahr
von mehr als 700.000 Frauen aufge-
sucht worden seien, von denen 42%
Informationen zu Geburtenkontrol-
le und Verhütungsmethoden erbaten,
obwohl dieses Thema in der guate-
maltekischen Gesellschaft als Tabu
gehandelt werde.

Das Gesundheitsministerium
reagierte am 26. 01. auf diese Vor-
würfe mit einer Veröffentlichung
seiner Pläne zur Senkung der Müt-
ter- und Kindersterblichkeit.

Teil des Gesundheitsprogramms
seien permanente spezielle Kampa-
gnen zur Bekämpfung der Krankhei-
ten und der Sterblichkeitsrate von
Frauen, wofür es notwendig sei, gy-

näkologische Behandlungsmöglich-
keiten flächendeckender anzubieten.

Eingeschlossen seien auch Ver-
besserungsvorschläge für die Akzep-
tanz von Familienplanung, die z.B.

beinhalten, den Müttern die
ideale Anzahl von Kindern nahe zu
bringen und Jugendliche dahinge-
hend zu beraten, dass sie frühestens
mit 21 Jahren den Nachwuchs pla-
nen.
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Finca El Tablero endlich an die Campesinas/os übergeben!
(9.01.) Wie die Tageszeitung

Prensa Libre berichtete, ist nach
fünfjährigem Kampf mit Besetzun-
gen, Räumungen, 19 Verhaftungen,
vielen Verletzten und einem Toten,
die Finca El Tablero, gelegen in den
Bezirken San Pedro Sacatepéquez
und El Tumbador, Departement San
Marcos, am 5. Januar 2001 Campesi-
nas/os der Region übergeben wor-
den.

Die öffentliche Übergabe der
Besitzurkunde fand durch den Direk-
tor des Landfonds, Sergio Molline-
do statt im Beisein des Provinzgou-
verneurs von San Marcos sowie Ver-
treterInnen verschiedener politi-
scher, sozialer und religiöser Orga-
nisationen. Mollinedo sagte in sei-
ner Ansprache, daß die Mitglieder
des Komitees zur Entwicklung von

El Tablero damit nun über Land zum
Ackerbau verfügten; damit sei ein
kleiner Punkt der Vereinbarungen im
Friedensabkommen, das zwischen
Regierung und Guerilla 1996 unter-
zeichnet wurde, erfüllt worden.

Mynor Huertas Solis, Verteter
der Landpastorale der Diözese San
Marcos und Repräsentant von Bi-
schof Alvaro Ramazzini, drückte
seine Zufriedenheit über die Über-
gabe der Besitztitel aus und rief die
neuen BesitzerInnen zu verantwor-
tungsvoller Arbeit und Produktivität
auf, damit die vereinbarten Zahlun-
gen geleistet werden könnten. Die
Finca wurde vom Staat für 3.175.000
Quetzal (umgerechnet ca. 420.000 $)
gekauft. (Der Redaktion ist leider
nicht bekannt, wieviel die neuen Be-
sitzerInnen an die Regierung zahlen

müssen.) 1995 besetzten Cam-
pesin@-Familien das Gelände der
Finca El Tablero und später auch das
der Finca Australia. Diese wurden
mehrmals von Sicherheitskräften
brutal geräumt, teilweise ohne ge-
richtlichen Räumungsbefehl. Einige
der Räumungsbefehle konnten hin-
gegen durch das Eingreifen interna-
tionaler Menschenrechtsorganisatio-
nen aufgehoben werden. Erst 1997
ersuchten die Departementsregie-
rung und der Vertreter der Schlich-
tungsstelle für Landkonflikte (CON-
TIERRA) das Eingreifen des Direk-
tors des Landfonds. Im März vergan-
gen Jahres begannen dann die Ver-
handlungen über die Kaufsumme für
das umstrittende Gelände.

Massive Bedrohungen durch Militärs in Suchitepéquez

(25.01) Das CUC, Komitee für
BäuerInneneinheit, machte bekannt,
dass BewohnerInnen des Weilers La
Campesina, Bezirk Rio Bravo im
Department Suchitepéquez seit Wo-
chen von einer Gruppe von Militärs
wiederholt bedroht und tätlich ange-
griffen würden, obwohl bereits An-
zeige erstattet worden sei.

 R. González, CUC-Koordina-
tor, berichtete, dass ein Mitglied der
Campesin@organisation für integra-
le Entwicklung, Diego Sofof, vor-
sätzlich von einem Traktor überrollt
worden sei. Das Fahrzeug sei von
einem Arbeiter des Militärs gefah-
ren worden. Diego Sofof habe da-
durch seine beiden Beine verloren.

Nach Angaben des CUC be-
droht eine Gruppe von Soldaten der
Militärzone 13-16 von Cuyotenan-
go seit vergangenem Jahr die Be-
wohnerInnen von La Campesina.

Das Unglück von Diego Sofof sei
der vorläufige Höhepunkt der Bedro-
hung. Dieser befände sich noch in
einem Krankenhaus der Hauptstadt
und weiterhin in Lebensgefahr.

Seit Dezember halten die Sol-
daten die in Staatsbesitz befindliche
Finca San Basilio besetzt. Diese
grenzt an den Weiler La Campesina.
Die Soldaten seien bereits schwer
bewaffnet in den Weiler vorgedrun-
gen, hätten das Land der
Campesin@s gestürmt und ihnen die
Ernte geraubt. Die Militärangehöri-
gen hätten ausserdem den Wald des
Weilers schlagen und das Holz ab-
transportieren lassen.

González führte weiter aus, daß
das Problem begonnen habe, als die
BewohnerInnen des Weilers sich an
staatliche Stellen gewandt hätten, um
ihr Interesse an der Finca zu bekun-
den.

Auch die Schlichtungsstelle für
Landkonflikte (CONTIERRA) sei
angerufen worden, sie habe jedoch
nie eine Antwort gegeben. Der CUC
fordert die Regierung zum Eingrei-
fen auf, um das Militär zum Rück-
zug von der Finca zu bewegen und
zur Einstellung der fortwährenden
Gewalttätigkeiten gegen die
Campesin@s.

 Der Fall des verstümmelten
Diego Sofof sei bei der Menschen-
rechtsbehörde des Departments Su-
chitepéquez und bei der Staatsan-
waltschaft angezeigt worden, damit
diese Ermittlungen einleiteten.

Zuvor seien bereits das Büro des
Menschenrechtsbeauftragten (PDH)
und MINUGUA zum Eingreifen auf-
gefordert worden.
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Neuer Zeuge im Mordfall Gerardi
(29.1.) Kurz vor Beginn des

Prozesses zur Aufklärung des Mor-
des an Bischof Gerardi hat sich
Hugo Enrique Izquierdo Banini als
neuer Zeuge gemeldet, der Aussa-
gen zur Verwicklung von Ex-Präsi-
dent Arzú und einigen Militärs
machen will. Gleichzeitig wurde
der Tod eines Mannes, der als Ent-
lastungszeuge für den verdächtig-
ten Priester Orantes auftreten soll-
te, bekannt und der zuständige
Staatsanwalt erhält permanente
Morddrohungen.

Banini verbrachte im vergan-
genen Jahr mehrere Wochen in
einer Zelle mit Hauptmann Byron
M. Lima Oliva, der des Mordes an
Bischof Juan Gerardi beschuldigt
wird, und wurde nach eigener Aus-
sage dessen Vertrauter. Vor der 3.
Strafkammer erklärte er, dass Ex-
Präsident Alvaro Arzú telefoni-
schen Kontakt mit Lima Oliva ge-
halten habe und dass Major Fran-
cisco Escobar Blas und Oberst
Rudy Pozuelos dafür sorgten, dass
Lima Oliva eine einflussreiche
Stellung in dem Untersuchungsge-
fängnis, in dem er sich befindet,
einnehmen konnte. Roy Dedet
Catsprowits, ein weiterer Militär,
sei zuständig dafür, eine Strategie
zum Schutze von Lima Oliva zu
entwickeln.

Laut Aussage von Banini habe
Lima Oliva behauptet, dem Prie-
ster Mario Orantes Anweisungen
gegeben zu haben, den Bischof zu
erschießen.

Lima Oliva soll außerdem er-
zählt haben, dass mehrere Videos
existieren, eins, das die Überwa-
chung des Monseñor Gerardi do-
kumentiere, eins vom Tag des Ver-
brechens und ein weiteres von den
Tagen danach „Er sagte mir sogar,
daß derjenige, der ihn in dieser
Nacht hat herausgehen sehen, ge-
köpft und verstümmelt werde“.
Lima Oliva habe auch behauptet,
dass er durch die Schuld der Bande
Valle del Sol im Gefängnis sei.

Lima Oliva hingegen bezeich-
nete die Aussagen von Banini als
„Blödsinn“ und wies darauf hin,
daß dieser Ratschläge von der
Staatsanwaltschaft (MP) und vom
erzbischöflichen Menschenrechts-
büro (ODHA), das Nebenklägerin
ist, erhalte.

Diese Erklärungen wurden
zum Ende der Beweisaufnahme
bekannt. Die Anhörungen der
Rechtsanwälte der Angeklagten
und der ZeugInnen sind abge-
schlossen, so dass jetzt das Gericht
nur noch das genaue Datum des
Prozeßbeginns festlegen muss.

Im Vorfeld wurden von der
Staatsanwaltschaft und dem ODHA
94, von der Verteidigung 110 Zeu-
gInnen benannt, 28 Sachverständi-
ge berufen, 6 Videos und die ein-
zelnen Anträge geprüft. Der Staats-
anwalt Leopoldo Zeissig übergab
eine Liste mit 50 Namen und Nery
Rodenas vom ODHA eine mit 44.
Beide stimmen darin überein, den
Ex-Direktor der Nationalploizei
(PNC) Àngel Conte, den Ex-Ver-
teidigungsminister Marco Tulio
Espinosa und die Militärs Francis-
co Escobar Blas und Rudy Pozue-
los, vorzuladen.

Am 29.01. wurde Luis Carlos
García Pontaza, der wegen Bank-
überfälle und Verwicklungen in
den Mord an Gerardi angeklagt
war, tot in seiner Zelle des Unter-
suchungsgefängnisses in der Zone
18 aufgefunden. Er starb durch
einen Kopfschuss und der Direktor
der Strafanstalt, Yuri Búcaro Chi-
cas geht davon aus, dass es sich um
einen Selbstmord handelte. Der
Gefangene habe Eheprobleme ge-
habt und sei einige Tage vor dem
Tod in schwere Depressionen ver-
fallen, sagte er.

Rechtsanwalt José Toledo, der
Verteidiger des Priesters Mario
Orantes, der verdächtigt wird, Ge-
rardi getötet zu haben, erklärte,
García Pontaza hätte ein wichtiger
Entlastungszeuge in der anstehen-

den mündlichen Verhandlung sein
können. „Wir bedauern den Tod
des Mannes und gehen davon aus,
dass er eine wichtige Aussage zu
machen gehabt hätte. Wir hatten
ihn als Zeugen vorgeladen, weil er
eine der ersten Personen war, die
den Tatort sahen“, sagte Toledo.

Zeissig und Rodenas forderten
eine umfassende Untersuchung,
um festzustellen, ob es sich tat-
sächlich um einen Selbstmord han-
delte und um zu klären, wie die
Waffe in das Gefängnis gelangen
konnte. Leopoldo Zeissig selbst
hatte bereits am 15. Januar bekannt
gegeben, dass die Morddrohungen
gegen ihn und die telefonischen
Belästigungen zugenommen ha-
ben.


